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2022 
21. Änderung der Satzung 

der Kommunalen Zusatzversorgungskasse 
Westfalen-Lippe 

Vom 16. November 2000 

§ 1 
Änderung der Satzung 

Die Satzung der Kommunalen Zusatzversorgungskasse 
Westfalen-Lippe vom 22. ~VIärz 1967 (GV. NRW. S. 203), 
zuletzt geändert durch die 20. Satzungsänderung vom 
22. Februar 2000 (GV. ~\JRW. S. 606) wird wie folgt 
geändert: 

1. § 17 Abs. 3 Buchstabe b wird wie folgt geändert: 

Vor dem vVort „nach" werden die vVor:e „ von einem 
Arbeitgeber bis zum Erwerb der Mitgliedschaft bei 
der Zusatzversorgungskasse oder einer anderen Zu­
satzversorgungseinrichtung, von der Versicherungen 
übergeleitet werden," eingefügt. 

2. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wie folgt geändert: 
aa) In Buchstabe b werden nach der Zahl „36" die 

Worte „ oder § 236" eingefügt. 
bb) In Buchstabe d wird die Zahl .. 38" durch die 

Zahl „237" ersetzt. .. 
cc) In Buchstabe e wird die Zahl „39" durch die 

Zahl „237 a" ersetzt. 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) In Buchstabe d werden nach den vVorten 

„ Versicherte, der" die Worte „ vor dem 
1. Januar 1952 geboren ist," eingefügt und die 
Worte „38 Satz 3" durch die Worte „237 Abs. 1 
Nr. 3 Buchstabe b" ersetzt. 

bb) In Buchstabe e werden die Worte .. das 
60. Lebensjahr vollendet" durch die vVorte 
„ vor dem 1. Januar 1952 geboren ist, das 
60. Lebensjahr vollendet" ersetzt. 

3. In § 32 Abs. 3 c Satz 1 werden nach dem Buchstaben b 
das Wort „sowie" gestrichen und folgende Buchsta­
ben d und e eingefügt: 

„d) der Betrag, der sich auf der Grundlage des 
gesamtversorgungsfähigen Entgelts nach § 7 
Abs. 1 Satz 2 VersTV-G als Beitrag des Pflicht­
versicherten zur jeweiligen Umlage - mindestens 
jedoch der Betrag, der sich auf der Grundlage des 
gesamtversorgungsfähigen Entgelts nach § 8 
Abs. 1 Versorgungs-TV als Beitrag des Pflichtver- · 
sicherten zur Umlage bei unterstellter Pflichtver­
sicherung im Tarifgebiet West - ergeben würde, 
und 

e) 20 v. H. des um 175 DM verminderten Betrages, 
der sich auf der Grundlage des gesamtversor­
gungsfähigen Entgelts als vom Arbeitgeber ge­
tragene Umlage nach§ 7 Abs. 1 Satz 2 VersTV-G 
ergeben würde," 

4. § 34 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,2Das Entgelt eines jeden dieser drei Kalenderjahre 
ist um die Summe der Vomhundertsätze zu erhöhen 
oder zu vermindern. um die sich nach Ablauf des 
Kalenderjahres, für \velches das Entgelt berücksich­
tigt wird, bis zum Ablauf des Tages des Beginns der 
Versorgungsrente (§ 52) die Versorgungsbezüge der 
Versorgungsempfänger des Bundes infolge von Ver­
änderungen der wirtschaftlichen Verhältnisse - bei 
Entgelten im Beitrittsgebiet, die nach einem Bemes­
sungssatz unter 100 v.H. bemessen waren, auch 
infolge von Änderungen des Bemessungssatzes -
allgemein erhöht oder vermindert haben; dabei wer­
den jeweils 

a) die Vomhundertsätze durch die Zahl 12 - erhöht 
um den im vorangegangenen Kalenderjahr maßge-

benden Bemessungsfaktor nach § 13 des Gesetzes 
über die Gewährung einer jährlichen Sonderzu­
wendung - geteilt, 

b) die Ergebnisse nach Buchstabe a mit der Zahl 12 
multipliziert und 

c) die Ergebnisse nach Buchstabe b auf zwei Stellen 
nach dem Komma gemein üblich gerundet." 

5. § 34 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

.. Die Altersteilzeitarbeit nach dem Altersteilzeit­
gesetz ist für die Anwendung des Satzes 2 Buch­
stabe a mit dem Beschäftigungsquotienten zu 
berücksichtigen, der 90 v.H. des aufgrund der 
bisherigen wöchentlichen Arbeitszeit (§ 6 Abs. 2 
des Altersteilzeitgesetzes) ermittelten Beschäfti­
gungsquotienten entspricht." 

b) Es wird folgender Absatz 4 a eingefügt: 

,,(4a) Das fiktive Nettoarbeitsentgelt im Sinne des 
§ 32 Abs. 3 c ist dadurch zu errechnen, daß 

a) das nach Absatz 4 in Verbindung mit§ 34 
Abs. 1 ermittelte gesamtversorgungsfä­
hige Entgelt entsprechend dem Gesamt­
beschäftigungsquotienten herabgesetzt 
wird, 

b) hieraus entsprechend § 32 Abs. 3c ein 
fiktives Nettoarbeitsentgelt errechnet 
wird und 

c) das Ergebnis nach Buchstabe b durch 
den Gesamtbeschäftigungsquotienten 
geteilt wird." 

6. In§ 34b Abs. 3 Buchstabe a werden nach den Worten 
„Beurlaubung zu erhöhen ist" ein Semikolon und die 
Worte „dies gilt nicht für die Ermittlung des fiktiven 
:i\Jettoarbeitsentgelts im Sinne des § 34a Abs. 4a," 
eingefügt. 

7. In~ 46a Abs. 2 Satz 1 Buchstabe a werden nach dem 
vVort „Beitragsbemessungsgrenzen" die \Vorte „sowie 
die den Beträgen nach § 32 Abs. 3 c Satz 1 Buchstabe 
d und e zugrunde liegenden Vomhundertsätze (§ 7 
Abs. 1 Satz 2 VersTV-G)" eingefügt. 

8. In § 47 wird Absatz 1 wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 · wird der Punkt durch ein Semikolon 
ersetzt und folgender Halbsatz angefügt: 

,,§ 34 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 gilt entsprechend." 

b) In Satz 3 Buchstabe a werden nach dem Wort 
„Beitragsbemessungsgrenzen" die vVorte „sowie 
die den Beträgen nach § 32 Abs. 3 c Satz 1 
Buchstabe d und e zugrunde liegenden Vomhun­
dertsätze(§ 7 Abs. 1 Satz 2 VersTV-G)" eingefügt. 

9. § 54 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 Buchstabe i und 1 sowie in Num­
mer 2 Buchstabe k werden jeweils die Worte „ein 
Siebtel der monatlichen Bezugsgröße (§ 18 SGB 
IV)" durch die Worte „630 DM" ersetzt. 

b) Nummer 1 Buchstabe k erhält folgende Fassung: 

,,k) alle Einkünfte aus unselbständiger und selb­
ständiger Tätigkeit einschließlich Erwerbser­
satzeinkommen (§ 18 a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 SGB 
IV) - nach Vollendung des 65. Lebensjahres 
jedoch nur der Bezug von Entgelt aus einem 
Beschäftigungsverhältnis bei einem öffentli­
chen Arbeitgeber (§ 55 Abs. 5) -, " 

c) N"ach Nummer 2 Buchstabe k wird das Semiko­
lon durch ein Komma ersetzt und folgender Buch­
stabe 1 angefügt: 

,,1) bei Bezug einer großen Witwen- oder Witwen­
rente alle Einkünfte aus unselbständiger und 
selbständiger Tätigkeit einschließlich Er-
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werbsersatzeinkommen (§ 18 a Abs. 3 Satz 1 
Nr. 1 SGB IV);" 

d) ~ach 2-Jummer 3 Buchstabe f wird der Punkt dt-;.rch 
ein Komma ersetzt und folgender Buchstabe g 
angefügt: 

,,g) alle Einkünfte aus unselbständiger ~md selb­
ständiger Tätigkeit, einschließlich Enverbser­
satzeinkommen (§ 18a Abs. 3 Satz 1 ~r. 1 SGB 
IV)." 

10. § 55 wird wie folgt geändert:, 

a) In Absatz 4 werden die Worte „eb Siebtel der 
monatlichen Betragsgröße (§ 18 SGB IV)" d:irch 
die Worte „630 Di\'I" ersetzt. 

b) In Absatz 4a werden die Worte „ein Siebtel der 
monatlichen Bezugsgröße (§ 18 SGB IV) in der 
gesetzlichen Rentenversicherung" durch die Worte 
,,630 DM" ersetzt. 

c) Absatz 4 b erhält folgende Fassung: 

,,(4b) 1Vorbehaltlich der Absätze 3a und 4 ruhen 
die Versorgungsrente eines Versorgungsren­
tenberechtigten - soweit sie nicht bereits 
nach § 52 a nicht gezahlt wird - und die 
Versorgungsrente eines Hinterbliebenen 
ferner, wenn er Arbeitsentgelt, Arbeitsein­
kommen(§§ 14, 15 SGB IV), Erwerbsersatz­
einkommen (§ 18a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 SGB 
IV) oder laufende Dienstbezüge erhält, so­
weit diese Einkünfte bei Versorgungsren­
tenberechtigten und versorgungsrentenbe­
rechtigten "Witwen zusammen mit den nach 
§ 31 Abs. 2 Buchstabe a unberücksichtigten 
Rentenanteilen wegen Kindererziehungszei­
ten und der Gesamtversorg:mg das der 
Gesamtversorgung zugrunde liegende ge­
samtversorgungsfähige Entgelt, bei versor­
gungsrentenberechtigten Waisen 40 v. H. 
dieses Entgelts übersteigen. 2 Bei Anwen­
dung des Satzes 1 bleiben die aufgeführten 
Einkünfte unberücksichtigt, soweit sie nach 
§ 97 8GB VI auf die Witwenrente oder die 
\Vaisenrente in der gesetzlichen Rentenver­
sicherung angerechnet werden. 3 Die Zuwen­
dung im Sinne der im Bereich der Gemein­
den geltenden Tarifverträge oder entspre­
chende Leistungen sind im Monat der Aus­
zahlung zu berücksichtigen; Sonderbeträge 
für Kinder bleiben außer Ansatz. 4 Die nach 
Satz 1 maßgebenden Höchstgrenzen sind für 
diesen Monat zu verdoppeln. 5 ~ach Abla'lÄ.f 
des Monats, in dem der Versorgungsrenten­
berechtigte bzw. die versorgungsrentenbe­
rechtigte Witwe das 65. Lebensjahr vol:en­
det, gelten die Sätze 1 bis 4 nur für Arbeits­
entgelt oder laufende Dienstbezüge aus ei­
nem Beschäftigtenverhältnis bei einem in 
Absatz 5 Satz 1 genannten Arbeitgeber." 

d) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

aa) Es wird folgender neuer Satz 3 eingefügt: 

,,3In den Fällen des Absatzes 4 b sind, wenn 
dies günstiger ist, mindestens 20 v. H. der 
Versorgungsrente zu zahlen." 

bb) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 

11. In§ 68 Abs. 2 werden die Worte,,, die Versorgungsan­
stalt der deutschen Kulturorchester und die Pen­
sionskasse deutscher Eisenbahnen und Straßenbah­
nen" durch die Worte „und die Versorgungsanstalt 
der deutschen Kulturorchester" ersetzt. 

12. § 96 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) § 55 Abs. 4 b gilt in der ab 1. Juli 2000 in K:::-aft 
getretenen Fassung für einen Versorgungsren:en­
berechtigten oder einen versorgungsrentenberech-

tigten Hinterbliebener.., deren Versorgungsrente 
nach dem 30. Juni 2000 beginnt." 

b) Die bisherige:::i Absätze 1 und 2 werden Absätze 2 
und 3. 

13. In § 100 wird folgender Aosa tz 6 angefügt: 

,,(6) "Vermindert sich in Folge des § 32 Abs. 3 c Satz 1 
Buchstabe d und e der Zahlbetrag der Versorgungs­
rente (ohne Berücksichtigung eines Ausgleichsbetra­
ges nach § 103 oder 104, eines Auffüllbetrages nach 
§ 100 Abs. 5 oder einer Besitzstandszulage nach § 100 
Abs. 3a) eines am 30. Juni 2000 Versorgungsrentenbe­
:::-echtigten ode:::- versorgungsrentenberechtigten Hin­
:erbliebenen im Rahmen der ersten Ar:wendung des 
§ 46a oder des§ 47 Aas. 1 nach dem 30. Juni 2000, wird 
der Verminderungsbetrag als Ausgleichszulage ge­
zahlt. 2 Bei Errechnung der Ausgle::.chszulage bleiben 
gleichzeitige Verminderungen aufgnmd einer An­
wendung des§ 47 Abs. 2 oder aus sonstigen Gründen 
außer Betracht. 3Die Ausgleichszulage verminde:::-t 
sich, vorrangig gegenüber dem Abbau eines A-;is­
gleichsbetrages nach § 103 oder § 104, eines Auffüllbe­
trages nach § 100 Abs. 5 oder einer Besitzstandszulage 
nach § 100 Abs. 3 a, u.m jede sich r..ac~ ihrer Berech­
nung ergebende Erhöhung der Versorgungsrente auf­
grund einer Anpassung oder X euberechnung. 4 Die 
Ausgleichszulage gilt als Versorgungsrente, wird je­
doch nicht angepaßt." 

14. § 105 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Absatz 2 a eingefügt: 

,,(2a) Bei Anwendung des§ 34 Abs. 1 Satz 2 ist für 
Entgelte aus der Zeit vor dem 1. April 1995 
von den Erhöhungssätzen für die Versor­
gur..gsempfänger des Bundes auszugehen, 
deren Versorgungsbezügen e:n Ortszuschlag 
nicht zugrunde liegt." 

b) Es wird folgender neuer Absatz 6a einfügt: 

,,(6a) Versorgungsrenten, deren Berechnung die 
Sonderregelung des § 34 a zugrunde liegt, 
we:::-den mit Wirkung vom 1. September 1999 
nach Ma3gabe der von diesem Zeitpunkt an 
geltenden Fassllng des § 34 a und der zu 
diesem Zeitpunkt maßgebenden Berecl:­
nungswerte neu errechnet." 

15. Im Sechsten Teil der Satzung wird folgender A":)­
schni tt V a eingefügt: 

„Abschnitt Va 
Statische Versorgungsrenten in der Zeit 

vom 1. Januar 2002 bis 31. Dezember 2003 

- § 108c 
Bestandsrenten am 31. l\'Iärz 2000 

(1) Eine Versorgungsrente, die vor dem 1. April 2000 
begonnen hat, wird in der Zeit vom 1. Januar 2002 bis 
z·,.1m 31. Dezember 2003 in der am 1. Aoril 2000 
maßgebenden Höhe gezahlt; die §§ 46 a und 47 finden 
b dieser Zeit keine Anwendung. 

(2) Stirbt der Versorgungsrentenberechtigte nach dem 
31. März 2000. erhalten in der Zeit vom 1. Januar 2002 
bis zum 31. Dezember 2003 die W:.twe 60 v.H. bzw. in 
den Fällen des § 40 Abs. 4 42 v. H. sowie Halbwaisen 
12 v.H. und Vollwaisen 20 v.H. des Betrages nach 
Abs. 1; § 45 ist entsprechend anzuwenden; 

(3) 1Veränderungen der Versorgungsrenten nach Ab­
satz 1 und 2 können sich in der Zeit vom 1. Januar 2002 
bis zum 31. Dezember 2003 nur aufgrund der §§ 52a 
und 55 oder aufgrund eines Versorgungsausgleichs 
ergeben. 2Bei Anwendung des § 55 Abs. 4 b ist jeweils 
von den Grenzwerten am 1. April 2000 auszugehen. 

§ 108d 
Erstberechnungsfälle 

nach dem 31. März 2000 

(1) 1Eine Versorgungsrente, die erstmals r..ach dem 
31. März 2000 begonnen hat, wird ab 1. Januar 2002 
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mit der Maßgabe neu errechnet bzw. erstmals berech­
net, daß für das fiktive Nettoarbeitsentgelt die Lohn­
steuer nach der Lohnsteuertabelle 1999 sowie ein 
Rentenversicherungsbeitrag von jeweils 19,5 v.H. zu 
berücksichtigen sind und § 32 Abs. 3 c Satz 1 Buch­
stabe d und e unberücksichtigt bleiber:. 2 In der Zeit 
ab 1. Januar 2002 bis zum 31. Dezember 2003 wird die 
Versorgungsrente in Höhe des sich nach Satz 1 
ergebenden Betrages gezahlt; die §§ 46 a und 47 finden 
in dieser Zeit keine Anwendung. 

(2) § 108 c Abs. 2 und 3 gilt entsprechend." 

16. Es wird folgender § 10 a rieu eingeführt: 

§ 10a 
Fortsetzung von lVlitgliedschaften 

(1) 1 Die Kasse kann mit einem Mitglied, bei dem die 
Mitgliedschaftsvoraussetzungen entfallen, die Fort­
setzung der Mitgliedschaft vereinbaren. 2 § 10 Abs. 3 
findet entsprechende Anwendung; dabei kann auch 
vereinbart werden, daß das Mitglied einen Zuschlag 
in Höhe von 15 v.H. der jeweiligen Umlage zahlt. 

(2) 1 Ist in dieser Vereinbarung vorgesehen, daß nur die 
in dem in der Vereinbarung festgelegten Zeitpunkt 
vorhandenen pflichtversicherten Arbeitnehmer wei­
terhin zu versichen1 sind, so kann die Zahlung eines 
Abgeltungsbetrages verlangt werden, der nach versi­
cherungsmathematischen Grundsätzen gewährleistet, 
daß zusammen mit den laufenden Umlagen die Ver­
pflichtungen aufgrund 

a) der Ansprüche und Anwartschaften im Sinne des 
§ 13 Abs. 1, 

b) der Anwartschaften aus den am Stichtag beste­
henden Pflichtversicherungen auf Dauer erfüllt 
sind und die Verwaltungskosten abgedeckt wer­
den können. 

2 Als Stichtag gilt der Tag des Ausscheidens; § 13 
Abs. 2 gilt entsprechend. 

(3) 1 Im Rahmen der Vereinbarung kann vorgesehen 
werden, daß nach Ablauf eines Deckungsabschnittes 
die den Berechnungen nach Absatz 2 zugrunde lie­
genden versicherungsmathematischen Annahmen un­
ter Berücksichtigung der zwischenzeitlichen Ent­
wicklung überprüft werden. 2 Ergeben sich Überzah­
lungen, sind diese zu verrechnen; ergeben sich Fehl­
beträge, ist das Mitglied zum Ausgleicn verpflichtet. 
3 Scheidet ein Mitglied aus, so ist auf den Ausgleichs­
betrag nach § 13 der bereits geleistete Abgeltungsbe­
trag anzurechnen. 

(4) Die Kosten für die erforderlichen versicherungs­
mathematischen Berechnungen trägt das lVIitglied. 

(5) 1 Eine besondere Vereinbarung kann die Kasse 
auch mit einem Arbeitgeber abschließen, der die 
Voraussetzungen des§ 10 nicht erfüllt und der bisher 
weder bei der Kasse noch bei einer anderen Zusatz­
versorgungseinrichtung, zu der Versicherungen über­
geleitet werden, Mitglied ist, wenn der Arbeitgeber 
von einem Mitglied Aufgaben und bisher pflichtversi­
cherte Arbeitnehmer übernommen hat. 2 Die Absätze 
1 bis 4 gelten entsprechend. 3Für die Berechnung des 
Abgeltungsbetrages im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 
Buchstabe a sind dem Arbeitgeber Ansprüche und 
Anwartschaften aufgrund früherer Pflichtversiche­
rungen über das Mitglied in dem Verhältnis zuzurech­
nen. das dem Verhältnis der Zahl der übernommenen 
Arb.eitnehmer zur Gesamtzahl der am Tag der Perso­
nalübernahme über das Mitglied pflichtversicherten 
Arbeitnehmer entspricht. 4 Für die Höhe der Ansprü­
che und Anwartschaften errechnet die Kasse Durch­
schnittsbeträge, die der Berechnung des Ausgleichs­
betrages zugrunde zu legen sind. 

§2 
In-Kraft-Treten 

1 Diese Satzungsänderung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 
2000 in Kraft. 2 Abweichend von Satz 1 treten 

a) § 1 Xrn. 5 Buchstabe b (§ 34a), 6 (§ 34 b) und 14 
Buchstabe b (§ 105 Abs. 6a) mit Wirkung vom 
1. September 1999, 

b) § 1 Nm. 1 (§ 17), 2 (§ 30), 5 Buchstabe a (§ 34a), 9 
Buchstabe a (§ 54), 10 Buchstabe a und b (§ 55) und 11 
(§ 68) mit Wirkung vom 1. Januar 2000, 

c) § 1 Nr. 16 (§ 10 a) mit Wirkung vom 1. Juni 2000 in 
Kraft. 

Münster, den 16. November 2000 

Hoffstädt 
Vorsitzender des Kassenausschusses 

2022 

Kurth 
Schriftführer 

- GV. NRW. 2002 S. 78. 

22. Änderung der Satzung 
der Kommunalen Zusatzversorgungskasse 

Westfalen-Lippe 
Vom 17. Dezember 2001 

§ 1 
Änderung der Satzung 

Die Satzung der Kommunalen Zusatzversorgungskasse 
Westfalen-Lippe vom 22. lVIärz 1967 (GV. NRW. S. 203), 
zuletzt geändert durch die 21. Satzungsänderung vom 
16. November 2000 (GV. NRW. 2002 S. 78) wird wie folgt 
geändert: 

1. In§ 2 Abs. l Satz 1 werden die Worte „Berufsunfähig­
keits-, Erwerbsunfähigkeits-" durch das Wort „Er­
werbsminderungs-" ersetzt. 

2. In§ 17 Abs. 3 Buchstabe m werden nach der Zahl „40" 
die Worte „ bzw. 236 bis 237 a" eingefügt. 

3. § 28 Abs. 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort „Erwerbsunfähigkeit" 
durch die Worte „ voller Erwerbsminderung" und 
das Wort „Berufsunfähigkeit" durch die Worte 
,, teilweiser Erwerbsminderung" ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die vVorte „ werden keine Renten 
wegen Berufsunfähigkeit oder Enverbsunfähig­
keit" durch die ·worte „wird keine Rente wegen 
Enverbsminderung" ersetzt. 

4. In§ 29 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „Berufsunfä­
l1igkeit oder Enverbsunfähigkeit" durch das Wort 
,,Erwerbsminderung" ersetzt. 

5. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 Buchstabe c wird wie folgt gefaßt: 
,,c) Altersrente für schwerbehinderte Men­

schen nach § 37 bzw. § 236 a SGB VI als 
Vollrente," 

bb) Satz 1 Buchst. f und g werden wie folgt ge­
fasst: 
,,f) Rente wegen teilweiser Enverbsminde­

rung nach § 43 Abs. 1 bzw. § 240 SGB VI, 
g) Rente wege:q voller Enverbsminderung 

nach § 43 Abs. 2 SGB VI," 

cc) In Satz 3 werden die Worte „Berufsunfähig­
keit oder der Enverbsunfähigkeit" durch das 
\Vort „Erwerbsminderung" ersetzt. 

dd) In Satz 4 Buchstabe a werden die Worte 
„Enverbsunfähigkeit nach§ 44 Abs. 3" durch 
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die Worte „ voller ErwerbsmindeYung :nach 
§ 43 Abs. 6" ersetzt. 

ee) In Satz 4 Buchstabe b wird das Wort .. Er­
werbsunfähigkeit" durch die Worte „vÖller 
Erwerbsminderung" ersetzt. 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Buchstabe c wird wie folgt gefass:: 

,,c) der Pflichtversicherte mindestens 420 Urr:­
lagemonate zurückgelegt hat 

und er. 
aa) wenn er vor dem 1. Januar 1951 gebo­

ren ist, das 60. Lebensjahr vollendet 
hat und als schweYbehinderter 
Mensch (§ 2 Abs. 2 SGB IX) aner­
kannt, berufsunfähig oder erwerbs­
unfähig nach dem am 31. Dezember 
2000 geltenden Recht ist, oder 

bb) wenn er nach dem 31. Dezember 1950 
geboren ist, das 63. Lebensjahr voll­
endet hat und als schwerbehinderter 
Mensch (§ 2 Abs. 2 SGB IX) anerkannt 
ist," 

bb) Die Buchstaben f und g werden wie folgt 
gefasst: 

,,f) der Versicherte teilweise erwerbsgemin­
dert bzw. - wenn er vor dem 2. Januar 1961 
geboren ist - berufsunfähig im Sinne des 
§ 240 SGB VI ist und in den letzten 
60 Kalendermonaten vor Eintritt der teil­
weisen Erwerbsminderung bzw. Berufs­
unfähigkeit mindestens 36 Urnlagemonate 
zurückgelegt hat oder die teilweise Er­
werbsminderung bzw. Berufsunfähigkeit 
aufgrund eines Arbeitsunfalls oder einer 
Berufskrankheit eingetreten ist, 

g) der Versicherte voll erwerbsgemindert im 
Sinne der Vorschriften der gesetzlichen 
Rentenversicherung ist und in den letz­
ten 60 Kalendermonaten vor Eintritt der 
vollen Erwerbsminderung mindestens 
36 Urnlagemonate zurückgelegt hat oder 
die volle Erwerbsminderung aufgrund 
eines Arbeitsunfalls oder einer Berufs­
krankheit eingetreten ist." 

c) In Absatz 2 Satz 4 wird das Wort „berufsunfähig" 
durch die Worte „teilweise enverbsgemindert" 
und das Wort „erwerbsunfähig" durch die Worte 
,,voll erwerbsgemindert" ersetzt. 

d) Absatz 2 Satz 5 wird wie folgt gefasst: 

,,Ob der Versicherte teilweise oder voll erwerbsge­
mindert ist. ist durch amtsärztliches Gutachten. ob 
die Erwerbsminderung durch einen Arbeitsunfall 
oder eine Berufskrankheit eingetreten ist, ist 
durch Bescheid des Trägers der gesetzlichen Un­
fallversicherung nachzuweisen." 

e) In Absatz 2 Satz 7 werden die Worte .. Berufsunfä­
higkeit oder der Erwerbsunfähigkeit'; durch das 
Wort „Erwerbsminderung" ersetzt. 

6. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Buchstabe a wird wie folgt geändert: 

aa) Die Angabe,,(§ 33 Abs. 3 Nr.1 und 2 SGB VI)" 
wird durch die Angabe,,(§ 33 Abs. 3 Nr. 1, 2, 4 
und 5 SGB VI)" ersetzt. 

bb) In Doppelbuchstabe 11 werden die Worte ,,in 
Verbindung mit § 43 Abs. 5 bzw. § 44 Abs. 5" 
gestrichen. 

cc) Nach Doppelbuchstabe nn wird das Semiko­
lon durch ein Komma ersetzt und es wird 
folgender Doppelbuchstabe oo eingefügt: 
„oo) in den Fällen des § 30 Abs. 1 Satz 1 

Buchstabe f der Rentenartfaktor nach 

§ 67 ::~r. 2 SGB VI anstelle von 0,5 mit 1,0 
berücksichtigt würde;" 

b) Es wird folgender Absatz 5 angefügt: 

,,(5) Ist der Versicherungsfall wegen teilweiser 
Erwerbsminderung nach § 30 Abs. 1 Satz ::. Bucl:­
stabe f oder A':)s. 2 Satz 1 Buchsta:::ie f eingetre-f.:en, 
beträgt die Versorgungsrente die Hälfte des nach 
den Absätzen 1 bis 4 errechneten Betrages." 

7. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 c Satz 1 Buchstabe e werden nach den 
Wörtern „175 DM" die Wörter „89,48 Eu:::-o" einge­
::ügt. 

b) Absatz 4 wird unte:::- Beibehaltung der Absatzbe­
zeichnung gestrichen. 

c) In Absatz 5 Satz 1 Buchstabe a wird das Wort 
„Erwerbsunfähig~eit" durch die Worte „voller 
Erwerbsminderung" ersetzt. 

8. § 33 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa werden 
die Worte .. mit dem Dreifachen" durch die Worte 
,,mit dem f,8-fachen" ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Worte .. zusätzlich zur Hälfte" 
durch die Worte „zusätzlich zu neun Zehnteln 
- bei Beginn der Rente vor dem 1. Januar 2004 
höchstens jedoch zu neun Zehnteln der nach 
§ 253 a Satz 2 SGB VI maßgeber..den Monate -" 
ersetzt. 

9. § 40 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe a wird das ·wort „Erwerbsunfä­
higkeit" durch die Worte „vollen Erwerbs­
minderung" ersetzt. 

bb) In Buchstabe b wird das \Vort ,,Erwerbsunfä­
higkeit" durch die Worte „voller Erwerbsmin­
derung" ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 Buchstabe c und d wird jeweils 
das Wort „Erwerbsunfähigkeit" durch die Worte 
,, vollen Erwerbsminderung" ersetzt.-

10. Ir..§ 41 Abs. 5 Satz 1 Buchstabe c und d wird jeweils 
das Wort „Erwerbsunfähigkeit" durch die Worte 
,,vollen Erwerbsminderung" ersetzt. 

11. § 46 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 6 Satz 1 und 2 wird jeweils das Wort 
,,enverbsunfähig" durch die ·warte „vo:l erwerbs­
gemindert" und das Wort „berufsunfähig" durch 
die Worte „te!lweise erwerbsgemir..dert" ersetzt. 

b) Es wird folgender Absatz 6a eingefügt: 

,,(6a) Tritt bei dem Versorgungsrentenberechtig­
ten nach Eintritt des Versiche:::-ungsfalles wegen 
teilweiser Erwerbsmbderung ein neuer Versiche­
rungsfall ein und sind nacr.. dem Beginn der neu zu 
berechnenden Versorgungsrente weitere ü mlage­
monate zurückgelegt worden, ist mindestens der 
bisher maßgebende Versorgungssatz (§ 32 Abs. 2 
und 3b bzw. § 100 Abs. 3 ggf. in Verbindung mit 
§§ 34a und 34b der Berechnung zugrunde zu 
legen.:: 

12. In§ 49 Abs. 4 werden die Wörter „3.000 DM" durch die 
Wörter „1.535 Euro" ersetzt. 

13. In § 50 Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter ,,50 DM" 
durch die Wörter „25 Euro" ersetzt. 

14. § 52 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Buchstabe a wird nach der Angabe 
,,§ 34 Abs. 2" das Komma sowie die Angabe.,§ 236" 
gestrichen. 
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b) Es wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,, (3) : Ist der Versicherungsfall wegen voller oder 
teilweiser Erwerbsminderung nach § 30 Abs. 1 
Satz 1 Buchstabe f oder g eingetreten und wird die 
Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
wegen Hinzuverdienstes nicht oder nur zu einem 
Anteil gezahlt (§ 96 a SGB VI), wird auch die 
Versorgungsrente - einschließlich des lVIindestbe­
trages nach § 31 Abs. 4 - oder die Versicherungs­
rente nicht oder nur in Höhe eines entsprechenden 
Anteils gezahlt. 2 § 55 Abs. 4 b findet keine Anwen­
dung. 3Ist der Versicherungsfall nach § 30 Abs. 2 
Satz 1 Buchstabe f oder g eingetreten, sind die 
Sätze 1 und 2 entsprechend anzuwenden." 

15. In § 53 Abs. 4 werden die Wörter „zwanzig Deutsche 
Mark" durch die Wörter „10 Euro" ersetzt. 

16. § 54 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe d wird wie folgt gefasst: 

,,d) der Wegfall der vollen oder teilweisen Er­
werbsminderung," 

b) In Buchstabe i werden die ·worte „bei Berufsunfä­
higkeit" durch die Worte „vor dem 1. Januar 2001 
bei Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit" ersetzt so­
wie jeweils die Wörter „630 DM" durch die Wörter 
,,325 Euro" ersetzt. 

c) In Buchstabe 1 sowie in Nr. 2 Buchstabe k werden 
jeweils die Wörter „630 DM" durch die Wörter 
,,325 Euro" ersetzt. 

17. § 55 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

,,(4) Die Versorgungsrente einer versorgungsbe­
rechtigten ·witwe, auf die § 40 Abs. 4 Anwendung 
findet, ruht in Höhe des i\rbeitsentgelts oder 
Arbeitseinkommens(§§ 14, 15 SGB IV), das monat­
lich 325 Euro übersteigt. Einkommen, das nach § 97 
SGB VI auf die Witwenrente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung angerechnet wird, bleibt un­
berücksichtigt." 

b) In Absatz 4a werden die Wörter „630 DM" durch 
die Wörter „325 Euro" ersetzt. 

c) In Absatz 6 Satz 2 werden die ·worte „Berufsunfä­
higkeit oder Erwerbsunfähigkeit" durch das Wort 
,, Erwerbsminderung" ersetzt. 

18. § 56 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 Buchstabe b werden die Worte „oder§ 44 
Abs. 1" gestrichen. 

b) In Satz 2 werden die Worte „Berufsunfähigkeit 
oder der Erwerbsunfähigkeit" durch das Wort 
,,Erwerbsminderung" ersetzt. 

19. In § 62 Abs. 3 Satz 3 werden die Wörter „zwanzig 
Deutsche Mark" durch die Wörter „10 Euro" ersetzt. 

20. § 100 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb 
wird unter Beibehaltung der Buchstabenbezeich­
nung gestrichen. 

b) Absatz 3 Satz 8 wird gestrichen. 

21. § 101 erhält folgende Fassung: 

,,§ 101 
Übergangsregelung 

zu den Versicherungsfällen 
wegen Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit 

Ist der Versicherungsfall wegen Berufs- oder Er­
werbsunfähigkeit nach § 43 oder § 44 SGB VI in der 
bis 31. Dezember 2000 geltenden Fassung eingetreten, 
finden § 31 Abs. 2, § 32 Abs. 4, § 33 Abs. 2, § 55 Abs. 4, 
§ 100 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe b Doppelbuchst. bb und 

Absatz 3 Satz 8 in der bis 31. Dezember 2000 geltenden 
Fassung Anwendung." 

22. In § 108 a Abs. 1 Satz 1 Buchstabe b wird das Datum 
.. 2. Dezember 2002" durch das Datum .. 2. Dezember 
2003" ersetzt. ,, 

§ 2 

In-Kraft-Treten 

Diese Satzungsänderung tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 2001 in Kraft. 

Münster, den 17. Dezember 2001 

223 

Hoffstädt 
Vorsitzender des Kassenausschusses 

Kurth 
Schriftführer 

- GV. NRW. 2002 S. 80. 

Zweite Verordnung 
zur Änderung der Kapazitätsverordnung 

Vom 31. Januar 2002 

Aufgrund der§§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ratifizierung 
des Staatsvertrages über die Vergabe von Studienplätzen 
vom 14. März 2000 (GV. NRW. S. 238) in Verbindung mit 
Artikel 7 und 16 Abs. 1 Iü. 15 des Staatsvertrages über die 
Vergabe von Studienplätzen vom 24. Juni 1999 wird 
verordnet: 

Artikel I 

Die Verordnung über die Kapazitätsermittlung, die 
Curricularnormwerte und die Festsetzung von Zulas­
sungszahlen vom 25. · August 1994 (GV. NRW. S. 732), 
geändert durch Verordnung vom 11. April 1996 (GV. 
NRW. S. 176), wird wie folgt geändert: 

In§ 9 Abs. 3 Nr. 2 Buchstabe c wird die Zahl „36" durch 
die Zahl „30" ersetzt. 

Artikel II 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

Düsseldorf, den 31. Januar 2002 

Die :Ministerin 

232 

für Schule, Wissenschaft und Forschung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Gabriele Behler 

- GV. XRW. 2002 S. 82. 

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über die Anerkennung als Prüf-, Überwachungs­
oder Zertifizierungsstelle 

und über das Übereinstimmungszeichen 
(PÜZÜVO) 

Vom 24. Januar 2002 

Artikel 1 

Aufgrund des § 85 Abs. 6 Nummer 1 und 2 der 
Landesbauordnung (BauO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. März 2000 (GV. NRW. S. 256), 
geändert durch Gesetz vom 9. Mai 2000 (GV. NRW. S. 439), 
wird die Verordnung über die Anerkennung als Prüf-, 
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Überwachungs- oder Zertifizierungsstelle und über das 
Übereinstimmungszeichen (PÜZÜVO) von: 6. Dezember 
1996 (GV. NRW. S. 505) nach Anhörung des Ausschusses 
für Städtebau und Wohnur:gswesen wie folgt geändert: 

1. Die Kurzbezeichnung „KW" in der Eingangsformel 
und in § 1 wird durch „NRW" ersetzt. 

2. In§ 1 Abs. 1 wird nach Nummer 6 eingefügt: 

„6. Prüfstelle für die Überwachung nach§ 20 Abs. 5 
BauO NRW,". 

3. In § 1 Abs. 2 Satz 1 und Satz 2, in § 2 Abs. 1 Satz 2 
Nummer 1, 2 und 3 werden nach dem ·wort „Baupro­
dukte" die Wörter „oder Bauarten" eingefügt. 

4. In§ 1 Abs. 3 werden nach dem Wort „Bauprodukt" 
die Wörter „oder die gleiche Bauart" eingefügt. 

5. In § 2 Abs. 1 Satz 2 ist vor dem Wort „Fachhoch­
schule" das ·wart „deutschen", nach dem ·wart 
,,Hochschule" der Text „oder ein gleichwertiges Stu­
dium an einer ausländischen Hochschule" einzufü­
gen. 

6. In§ 2 Abs. 1 Satz 2 Nummer 4 werden nach dem Wort 
,,Bauprodukten" die '\Vörter „und Bauarten" ange­
fügt. 

7. In § 2 Abs. 1 Satz 2 wird nach ::,;fummer 4 eine 
zusätzliche Nummer 5 mit dem Wortlaut: 

„5. für Prüfstellen nach § 1 Abs. 1 Nummer 6 eine 
mindestens dreijährige Berufserfahrung im jewei­
ligen Aufgabenbereich" 

eingefügt. 

8. In § 3 Abs. 2 Nummer 2 sind nach dem Wort 
,,Bauprodukt" die Wörter „oder zur Bauart" einzufü­
gen; ,,NW" ist durch „NRW" zu ersetzen. 

9. In§ 4 Nummer 1 wird nach dem Wort „Bauprodukte" 
der Text „ und Anwendern von Bauarten" eingefügt; 
in § 4 Nummer 4 werden nach dem ·wort „Baupro­
dukt" die Wörter „oder die Bauart" eingefügt. 

10. § 7 Übereinstimmungszeichen wird wie folgt neu 
gefasst: 

,,§ 7 
Übereinstimmungszeichen 

(1) Das Übereinstimmungszeichen (Ü-Zeichen) nach 
§ 25 Abs. 4 BauO NRW besteht aus dem Buchstaben 
,, Ü" und muss folgende Angaben enthalten: 

1. Name des Herstellers; zusätzlich das Herstellwerk, 
wenn der Xame des Herstellers eine eindeutige 
Zuordnung des Bauprodukts zu dem Herstellwerk 
nicht ermöglicht; anstelle des Namens des Herstel­
lers genügt der Name des Vertreibers des Baupro­
dukts mit der Angabe des Herstellwerks; die 
Angabe des Herstellwerks darf verschlüsselt erfol­
gen, wenn sich beim Hersteller oder Vertreiber 
und, wenn ein Übereinstimmungszertifikat erfor­
derlich ist, bei der Zertifizierungsstelle und der 
Überwachungsstelle das Herstellwerk jederzeit 
eindeutig ermitteln lässt; 

2. Grundlage der Übereinstimmungsbestätigung: 

a) die Kurzbezeichnung der für das geregelte 
Bauprodukt im wesentlichen maßgebenden 
technischen Regel, 

b) die Bezeichnung für eine allgemeine bauauf­
sichtliche Zulassung als „Z" und deren Num­
mer, 

c) die Bezeichnung für ein allgemeines bauauf­
sichtliches Prüfzeugnis als „P", dessen Nummer 
und die Bezeichnung der Prüfstelle oder 

d) die Bezeichnung für eine Zustimmung im Ein­
zelfall als „ZiE" und die Behörde; 

3. die für den Verwendungszweck wesentlichen 
lVIerkmale des Bauprodukts, soweit sie nicht durch 
die Angabe der Kurzbezeichnung der technischen 
Rege: nach Nummer 2 Buchstabe a abschließend 
bestimmt sind; 

4. die Bezeichnung oder das Bildzeichen der Zertifi­
zierungsstelle, wenn deren Einschaltung gefordert 
ist. 

(2) Die Angaben nach Abs. 1 sind auf der von dem 
Buchstaben „ Ü" umschlossenen Innenfläche oder in 
deren unmittelbarer Nähe anzubringen. Der Buch­
stabe ,, Ü" und die Angaben nach Abs. 1 müssen 
deutlich lesbar sein. Der Buchstabe „ t" muss in 
seiner Form der folgenden Abbildung entsprechen: 

• • 

(3) Wird das Ü-Zeichen auf einem Beipackzettel, der 
Verpackung, dem Lieferschein oder einer Anlage z~~ 
Lieferschein angebracht, so darf der Buchstabe „ U" 
ohne oder mit einem Teil der Angaben nach Abs. 1 
zusätzlich auf dem Bauprodukt angebracht werden." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

Düsseldorf, den 24. Januar 2002 

Der Minister 
für Städtebau und Wohnen. 

Kultur und Sport · 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Dr. ::.VIichael Vesper 

- GV. l'Hrw. 2002 s. 82. 

301 
Verordnung 

über die maschinelle Führung 
des Handels- und des Genossenschaftsregisters 

(Register-Automations-VO) · 
Vom 7. Februar 2002 

Auf Grund des§ Ba Abs. 1 Satz 1 des Handelsgesetzbu­
ches vom 10. Mai 1897 (RGBl. S. 219), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 10. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3422), 
und des § 156 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes betreffend die 
Enverbs- und Wirtschaftsgenossenschaften in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 19. August 1994 (BGBl. I 
S. 2202), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Februar 
2000 (BGBI. I S. 154), in Verbindung mit § 1 der 
Verordnung über die Ermächtigung des Justizministe­
riums zum Erlass von Rechtsverordnungen nach § 8 a 
Abs. 1 des Handelsgesetzbuches in Verbindung mit§ 156 
Abs. 1 des Gesetzes betreffend die Erwerbs- und Wirt­
schaftsgenossenschaften und § 125 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen· Gerichtsbar­
keit vom 24. August 1999 (GV. ~-aw. S. 520) wird 
verordnet: 

§ 1 
Einführung des maschinell geführten 

Handels- und Genossenschaftsregisters 

Bei den in der Anlage zu dieser Verordnung aufgeführ- Anlage 
ten Amtsgerichten werden das Handels- und das Genos-
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senschaftsregister sowie die zu ihrer Führung erforderli­
chen Verzeichnisse in maschineller Form als automati­
sierte Datei geführt. Die einzelnen maschinell geführten 
Registerblätter treten mit ihrer Freigabe (§ 54 der Han­
delsregisterverordnung in Verbindung mit § 1 der Ver­
ordnung über das Genossenschaftsregister) an die Stelle 
der bisher in Papierform geführten Registerblätter. 

§ 2 

Anlegung des maschinell gefül:rten 
Handels- und Genossenschaftsregisters 

(1) Das maschinell geführte Handels- und Genossen­
schaftsregister wird durch Umschreibung angelegt (§ 52 
der Handelsregisterverordnung). 

(2) Die Anlegung des maschinell geführten Register­
blattes einschließlich seiner Freigabe kann auch durch 
den Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erfolgen (§ 51 
Abs. 2 der Handelsregisterverordnung). 

§ 3 
Datenverarbeitung im Auftrag 

Die Datenverarbeitung ·im Auftrag des zuständigen 
Amtsgerichts '\vi.rd auf den Anlagen des Gemeinsamen 
Gebietsrechenzentrums in Hagen vorgenommen (§ 125 
Abs. 5 in Verbindung mit§ 147 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes 
über die Angelegenheiten der frehvi.lligen Gerichtsbar­
keit). 

§4 
Ersatzregister 

(1) Ist die Vornahme von Eintragungen in das maschi­
nell geführte Handels- und Genossenschaftsregister län­
ger als zehn Werktage nicht möglich, so sollen in der 
Regel Eintragungen ohne Vergabe einer neuen Nummer 
in einem Ersatzregister in Papierform vorgenommen 
werden. 

(2) Nach Wiederherstellung der Betriebsfähigkeit sind 
die Eintragungen unverzüglich in das maschinell ge­
führte Handels- und Qenossenschaftsregister zu über­
nehmen. Erst nach der Ubernahme darf die elektronische 
Einsicht in das Registerblatt gestattet werden. 

§ 5 
Aufhebung von Vorschriften 

Die Verordnung über die maschinelle Führung des 
Handels- und des Genossenschaftsregisters vom 2. April 
2001 (GV. NRW. S. 188) wird aufgehoben. 

§ 6 
In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt hinsichtlich der Einführung des 
maschinellen Registers 

bei den Amtsgerichten Bonn und Neuss am 1. April 2002, 
bei dem Amtsgericht Siegburg am 15. April 2002, 
bei dem Amtsgericht Aachen am 1. Mai 2002, 
bei dem Amtsgericht Düren am 15. Mai 2002 
und im Übrigen bereits am 15. März 2002 in :Kraft. 

Düsseldorf, den 7. Februar 2002 

Für den Justizminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

der Innenminister 

Dr. Fritz Behrens 

Anlage 

Oberlai:tdesgerichtsbezirk Düsseldorf 

Düsseldorf seit 1. Juli 2001 
Duisburg 
Neuss 

ab 15. März 2002 
ab 1. April 2002 

Oberlandesgerichtsbezirk Hamm 

ab 1. April 2002 ab 15. ::.VIärz 2002 
Bielefeld ab 15. :März 2002 

seit l. Oktober 2000 
ab 15. März 2002 

Essen 
Gelsenkirchen 

Oberlandesgerichtsbezirk Köln 

Aachen ab 1. Mai 2002 
ab 1. April 2002 
ab 15. Mai 2002 
seit 1. Juni 2001 
ab 15. April 2002 

Bonn 
Düren 
Köln 
Siegburg 

- GV. NRW. 2002 S. 83. 

7831 
Verordnung zur Aufhebung 

der AK-Untersuchungs-Verordnung 
Vom 4. Januar 2002 

Aufgrund des § 1 Abs. 3 Nr. 2 des Ausführungsgesetzes 
zum Tierseuchengesetz (AGTierSG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 29. November 1984 (GV. NRW. 
S. 754), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. Dezember 
1999 (GV. NRW. S. 660), wird verordnet: 

§ 1 
Aufhebung 

der AK-Untersuchungs-Verordnung 

Die Tierseuchenverordnung über die Untersuchung 
von Schweinen auf Antikörper gegen die Aujeszkysche 
I(rankheit vom 3. Juli 2001 (GV. NRW. S. 487) wird 
aufgehoben. 

§2 
In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

Düsseldorf, den 4. Januar 2002 

Die :Ministerin 
für Umwelt und Naturschutz, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Bärbel Höhn 

- GV. NRW. 2002 S. 84. 

.. Genehmigung 
der 8. Anderung des Gebietsentwicklungsplanes_ 

für den Regierungsbezirk Arnsberg, 
Teilabschnitt Oberbereich Dortmund 

- östlicher Teil -
im Gebiet der Stadt Warstein 

Vom 2. Januar 2002 

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Arnsberg hat in 
sei:q!=r Sitzung am 28. September 2001 die Aufstellung der 
8. Anderung des Gebietsentwicklungsplanes für den 
Regierungsbezirk Arnsberg, Teilabschnitt Oberbereich 
Dortmund - östlicher Teil - im Gebiet der Stadt Warstein 
beschlossen (Darstellung eines Freizeit- und Erholungs­
schwerpunktes „Besucherzentrum Brauerei Warstein, 
Reit- und Sportzentrum", sowie Verlängerung der Schie­
nenstrecke der Westfälischen Landeseisenbahn). 

Diese Änderung habe ich mit Erlass vom 2. Januar 2002 
- IV.2 - 30.13.03.09 - gemäß § 16 Abs. 1 des Landespla­
nungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
11. Februar 2001 (GV. NRW. S. 50), zuletzt geändert am 
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17. lVIai 2001 {GV. NRW. S. 195) im Einvernehmen mit den 
fachlich zuständigen Landesministerien genehmigt. 

Gemäß § 16_j\.bs. 3 des Landesplanungsgesetzes werden 
die in der Anderung des Gebietsentwicklungsplanes 
enthaltenen Darstellungen mit der Bekanntmachung der 
Genehmigung Ziele der Raumordnung u:r:d Landespla­
nung. 

Die 8. Anderung des Gebietsentwicklungsplanes für 
den Regierungsbezirk Arnsberg wird bei der Staatskanz­
lei (Landesplanungsbehörde), bei der Bezirksregierung 
Arnsberg (Bezirksplanungsbehörde) sowie bei dem Kreis 
Soest und der Stadt Warstein zur Einsieh;; fi~r jedeenanr.. 
niedergelegt. 

Die BekaTI..:."'1.tmachung der Genehmigung der Änden~ng 
des Gebietsentwicklungsplanes im Gesetz- u:r:d Verord­
nungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt 
nach § 16 Abs. 2 Satz 1 des Landesplan:rngsgesetzes. 

Gemäß § 17 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf 
folgendes hin: 

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erarbei­
tung und Aufstellung der Ander.mg des Gebietsentwick­
lungsplanes ist unbeachtlich, wenn sie nicht• schriftlich 
unter Bezeichnung der Verletzung innerhalb eines Jahres 
nach dieser Bekanntmacnung bei der Bezirksregienmg 
Arnsberg (Bezirkspla:::mngsbehörde) geltend gemacht 
worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Genehmigung des Gebietsentwicklungsplanes oder deren 
Bekanntmachung verletzt worden sind. 

Düsseldorf, den 29. Januar 2002 

Der Ministerpräsident 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 

Dr. Pietrzeniuk 

- GV. XRW. 2002 S. 84. 

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über die Festsetzung von Zulassungszahlen 
und die Vergabe von Studienplätzen 

im ersten Fachsemester 
für das Sommersemester 2002 

Vom 28. Januar 2002 

Aufgrund der§§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ratifizierung 
des Staatsvertrages über die Vergabe von Studienplätzen 
vom 14. März 2000 (GV. XRW. S. 238) in Verbindung mit 
Artikel 16 Abs. 1 Nummer 15 des Staatsvertrages über die 
Vergabe von Studienplätzen vom 24. Juni 1999 und der 
§§ 10 Abs. 2 und 11 des Zweiten Gesetzes über die 
Zulassung zum Hochschulstudium in ?\ordrhein-Westfa­
len (Hochschulzulassungsgesetz ?:v.vV 1993 - HZG XW 
1993) vom 11. Mai 1993 (GV. NRW. S. 204), geände::-t durch 
Artikel V des Gesetzes vom 6. Juli 1993 (GV. NRW. S. 476), 
wird verordnet: 

Artikel I 

Die Verordnung über die Festsetzung von Zulassungs­
zahlen und die Vergabe von Studienplätzen im ersten 
Fachsemester :ür das Sommersemester 2002 vom 4. De­
zember 2001 (GV. XRW. 2002 S. 11) wird wie folgt 
geändert: 

In Anlage 1 wird 

a) die für den Studiengang ,,Betriebswirtschaftslehre -
integriert (Diplom)" in der Spalte „Universität -
Gesamthochschule Essen" ausgebrachte Zahl „50" 
durch die Zahl „374", 

b) die für den Studie:r:gang „Medizin, Staatsexamen" in 
der Spalte „D:r:iversität Köln" a1,;.sgebracnte Zahl 
,,160" dli.rch die Zahl „150" 

ersetzt. 

In Anlage 2 wird die für den Studiengang „Betrie':Js­
wirtschaftslehre-integriert" in der Spalte „Universität­
Gesamthochschule Essen" a:1sgebrachte Zahl „14" durch 
die Zahl „106" ersetzt. 

Artikel II 

Diese Ve::-ordnung tritt mit Wirkung vom 1. Dezember 
2001 in Kraft. 

Düsseldorf, den 28. Januar 2002 

Die lvlinister:n 
für Schule, "Wissenschaft und Forschu:::ig 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Gabriele Behler 
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Zweite Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über die Festsetzung von Zulassungszahlen 
und die Vergabe von Studienplätzen 

in höheren Fachsemestern an den Hochschulen 
· des Landes Nordrhein-Westfalen 

zum Studienjahr 2001/2002 
Vom 28. Januar 2002 

Aufgrund des § 8, des § 10 Abs. 2 und des § 11 Kum­
mer 2 des z,veiten Gesetzes über die Zulassi;_ng zurr.. 
Hochschulstudium in Nordrhein-Westfalen (Hochschul­
zulassungsgesetz KW 1993 - HZG NW 1993) vom 11. ::.VIai 
1993 (GV. NRW. S. 204), geändert durch Artikel V des 
Gesetzes vom 6. Juli 1993 (GV. KRW. S. 476), wird 
verordnet: 

Artikel I 

Die Anlage 2 Nummer I zu der Verordnur..g über die 
Festsetzung von Zulassungszahlen und die Vergabe von 
Studienplätzen in höheren Fachsemestern an den Hoch­
scht;.len des Landes Nordrhein-Westfalen zum Studien­
jahr 2001/2002. vom 14. August 2001 (GV. ::,,.JRW. S. 542), 
geändert durcb. Verordnung vom 16. November 2001 (GV. 
NRW. S. 841), wird wie folgt geändert: 

Für den Studiengang „::.VIedizin/Vorklinischer Teil" 
wird 

1. die in der Spalte „ Universität Düsseldorf" 

a) für das zweite Fachsemester ausgebrachte Zahl 
,,334" durch die Zahl „337", 

b) für das vierte Fachsemester ausgebrachte Zahl 
,,317" durch die Zal:l „324", 

2. die in der Spalte „17niversität Köln" für das dritte 
Fachsemester ausgebrachte Zahl „160" durch die 
Zahl"150" 

ersetzt. 

Artikel II 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. August 2001 
in Kraft. 

Düsseldorf, den 28. Januar 2002 

Die l\tiinisterin 
für Schule, Wissenschaft und Forschung 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Gabriele Behler 

- GV. XRW. 2002 S. 85. 
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